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Wesentliche Inhalte 
 

1. Die evangelische Kirche und ihre Diakonie sind sich dessen bewusst, dass Menschen 
in ihren Organisationen und Einrichtungen sexualisierte Gewalt erlitten haben. Für dieses 
Unrecht müssen Kirche und Diakonie Verantwortung übernehmen. Sie erkennen das 
erlittene Leid von betroffenen Menschen an und mildern dieses durch freiwillige 
Anerkennungsleistungen an die Betroffenen ab.  
 
2. Die Verfahren zur Gewährung von Anerkennungsleistungen in den Landeskirchen und 
ihren Diakonischen Werken wichen bisher stark voneinander ab.  Damit für erlittenes 
Unrecht in den Gliedkirchen und der Diakonie nicht unterschiedliche Standards der 
Anerkennung gelten, haben sich die Landeskirchen und die Diakonie mit Beteiligung von 
Betroffenenvertreter:innen auf die Anerkennungsrichtlinie der EKD verständigt.  

3. Um die beabsichtigte Einheitlichkeit herzustellen, ist eine Eins- zu Eins Übernahme der 
Richtlinie in das Nordkirchenrecht notwendig. Das neue Verfahren soll ab dem 1. Januar 
2025 in allen Landeskirchen und deren Diakonischen Werken gelten.  

4. Das Verfahren ist nicht mit einem gerichtlichen Verfahren vergleichbar, es ist ein 
Verfahren eigener Art. Anders als vor Gericht müssen betroffene Personen den 
Sachverhalt nicht beweisen. Stattdessen wird geprüft, ob die Tatschilderung plausibel ist, 
sich die geschilderte Tat so abgespielt haben kann, wie sie dargestellt wird.  

5. Das Verfahren ist zu jedem Zeitpunkt nach den Bedürfnissen der betroffenen Person 
zu führen.  

6. Betroffene haben das Recht auf ein Gespräch. Sie erhalten die Möglichkeit, ihre 
Erfahrungen des Unrechts, begleitet durch eine Person ihres Vertrauens und eine durch 
sie bevollmächtigte Person der Anerkennungskommission zu schildern. Die 
Anerkennungskommission spricht eine Anerkennungsleistung zu. Die 
Anerkennungskommission wird von der Landeskirche und den Diakonischen 
Landesverbänden gebildet. Mitarbeitende der Kirche oder der Diakonie dürfen nicht 
Mitglieder in der Kommission sein, ausgenommen sind ehemalige Beschäftigte oder 
Ruheständler. 

7. Anerkennungsleistungen sind freiwillige Leistungen und nicht vor Gericht einklagbar. 
Sie setzen sich aus einer individuellen und bei Straftaten aus einer pauschalen 
Geldsumme zusammen. Die Höhe der individuellen Leistung orientiert sich an einem 
Spruchpraxiskatalog deutscher Zivilgerichte, der vor der In-Geltung-Setzung der 
Bestimmungen der Richtlinie durch die EKD beschlossen wird.  

8. Die Arbeit der Anerkennungskommission wird das gesamte Verfahren über von der 
Geschäftsstelle maßgeblich begleitet. Neben der engmaschigen Unterstützung der 
antragstellenden Person übernimmt die Geschäftsstelle vor- und nachbereitende sowie 
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koordinierende Aufgaben. Die Geschäftsstelle hat die betroffene Person schon vor 
Einreichung des Antragformulars transparent über den Ablauf des gesamten Verfahrens 
zu informieren. 

9. Ist eine betroffene Person mit der Entscheidung der Anerkennungskommission nicht 
einverstanden, kann sie sich nochmals an die Kommission wenden und um eine 
Überprüfung der Entscheidung bitten. Ist die Person auch mit der erneuten Entscheidung 
nicht einverstanden, kann sie sich an eine Koordinierungskommission wenden, die sich 
aus Mitgliedern anderer Anerkennungskommissonen zusammensetzt. Diese prüft, ob die 
Entscheidung von vergleichbaren Entscheidungen abweicht.   

10. Die Nordkirche vollzieht mit der Änderung des Präventionsgesetzes und der 
Präventionsgesetzausführungsverordnung die Umsetzung der Anerkennungsrichtlinie in 
das Nordkirchenrecht. Die bisherigen Regelungen zum Verfahren und zur Gewährung von 
Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen werden durch die Bestimmungen der 
Anerkennungsrichtlinie abgelöst. Im Präventionsgesetz wird dafür die Vorschrift des 
Paragraphen 9 neu gefasst. Die Richtlinie wird dabei so in Bezug genommen, dass 
künftige Änderungen der EKD nicht automatisch gelten, sondern erst durch die Gremien 
beraten werden müssen.  

11. Zur Finanzierung der Anerkennungsleistungen wird in der Nordkirche ein 
gemeinsamer Fonds durch die Landeskirche und den Diakonischen Werken – 
Landesverbände eingerichtet. Die näheren Einzelheiten zur Höhe der einzelnen Summen, 
die jährlich dem Fonds zu zuführen sind, wurde zwischen den Trägern vereinbart. 

12. In der Nordkirche galten bisher ähnliche Regelungen zum Verfahren. Eine wesentliche 
Änderung besteht darin, dass Mitarbeitende der Geschäftsstelle und Mitglieder der 
Anerkennungskommission Verdachtsfälle der Institution melden müssen, in der dem 
Betroffenen dieses widerfahren ist. Ziel ist der Schutz vor etwaiger weiterer sexueller 
Gewalt oder der Vorwurf der Vertuschung. 

13. Betroffene Personen, die vor Inkrafttreten der Bestimmungen der 
Anerkennungsrichtlinie Anerkennungsleistungen erhalten haben, können diese auf der 
Grundlage der neuen Regelungen überprüfen lassen. 

  

 

 


